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Auswirkungen 
der Wirtschafts- und Finanzkrise 

auf die Kommunen 
– Worin liegt die 

Verantwortung des Bundes?
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Anteil von Staat und Sozialversicherungen am Bruttoinlandsprodukt

ver.di Bundesvorstand
Bereich Wirtschaftspolitik

Einnahmen
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Quelle: Statistisches Bundesamt 2009, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung

Drastische Ausgabensenkungen 
und rückläufige Einnahmen

Anteil von Staat und Sozialversicherungen am Bruttoinlandsprodukt
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Steuerreformbedingte Ausfälle durch  
Steuergesetzesänderungen auf den verschiedenen 

Gebietskörperschaftsebenen seit 1998*

Folie 3

Quelle: Kai Eicker-Wolf und Achim Truger, Entwicklung und Perspektiven der Kommunalfinanzen in 
Hessen, Studie im Auftrag von ver.di Hessen, Frankfurt, Februar 2010
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Quelle: Kai Eicker-Wolf und Achim Truger, Entwicklung und Perspektiven der Kommunalfinanzen in Hessen, 
Studie im Auftrag von ver.di Hessen, Frankfurt, Februar 2010
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Folie 5

Dr. Axel Troost, MdB

Kommunale Finanzkrise - Worin liegt Verantwortung des Bundes?   Essen 27.3.10Folie 6

Steuerschätzung vom         und                     2009
(Annahmen BIP: 2009 -5,3%, 2010 +1,2%, 2011 ff +3,3%)

Ist 2008 2009 2010 2011 2012 2013

Bund (Mrd. €) 239,2 225,5 214,7 222,6 232 241,3

in % 3,9 -5,7 -4,8 3,6 4,2 4

227 215,7

in % -5,1 -5

Länder (Mrd. €) 221,9 209 201,5 206,7 216,5 225

in % 4,1 -5,8 -3,6 2,6 4,8 3,9

207 201,5

in % -6,7 -2,7

Gemeinden (Mrd. €) 77 70,3 67,6 70,5 75,1 80

in % 5,9 -8,7 -3,8 4,3 6,6 6,5

69,3 66,5

in % -10 -4

Insgesamt (Mrd. €) 561,2 527 510,4 526,7 552 575,1

in % 4,3 -6,1 -3,1 3,2 4,8 4,2

524,1 511,5

-6,6 -2,4

Mai November
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Steuereinnahmen im Sturzflug ver.di Bundesvorstand
Bereich Wirtschaftspolitik

Steuerschätzung vom 
November und Mai 2009

Steuerschätzung vom 
November und Mai 2008

Quellen: Steuerschätzungen, Berechnungen des Instituts für Makroökonomie und Konjunkturforschung

mit Steuerplänen 
von Schwarz-Gelb

Steuerausfälle durch Wirtschaftskrise und die 
Steuersenkungspläne von Schwarz-Gelb
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Der Anfang von Schwarz-Gelb: Steuerausfälle durch 
„Wachstumsbeschleunigungsgesetz“

Quelle: Gesetzentwurf Wachstumsbeschleunigungsgesetz
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Ein Minus von über 500 Milliarden Euro bis 2013
Einnahmen und Ausgaben des öffentlichen Gesamthaushalts in Milliarden Euro

ver.di Bundesvorstand
Bereich Wirtschaftspolitik

Quelle: Bundesministerium der Finanzen, Finanzplanung, Monatsbericht August 2009
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Ausgaben

Einnahmen

-66-68-57

Dazu kommen die konjunkturellen Einnahmenausfälle 
durch die Finanz- und Wirtschaftskrise
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Stand der Gesamtverschuldung der Kommunen
– ost- und westdeutsche Flächenländer im Jahr 2007

(Gemeinden und Gemeindeverbände insgesamt)

Folie 10

in 1.000 Euro in Euro pro Einwohner

Ostdeutschland 13 486 097 1 026,6

Westdeutschland 70 140 579 1 109,3

Quellen: Statistisches Bundesamt, Berechnungen des IWH

• mit Schattenhaushalten ergibt sich für ostdeutsche Kommunen eine höhere 
Gesamtverschuldung pro Einwohner

• insgesamt ist Kommunalverschuldung im Osten damit noch weitaus problematischer 

Folie 10
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• Hinzu tritt die Schuldenbremse:
– strukturelle Nettokreditaufnahme des Bundes 

maximal 0,35 Prozent des BIP ab 2016

– Ländern dürfen ab 2020 strukturell gar keine 
Schulden mehr machen

Auch den Ländern fehlen die Spielräume, die    
Finanznot der Kommunen zu lindern.

Gleichzeitig neue Belastungen der Kommunen 
durch Sozialleistungen und Investitionsstau

Rahmenbedingungen der Kommunalfinanzen 
im Finanzföderalismus
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Sozialleistungen: Belastungen der Kommunen 
steigen absolut und relativ

• z.B. Grundsicherung im Alter und 
bei Erwerbslosigkeit
Anstieg: 2003 – 2007 von 1,5 Mrd. €
auf 3,6 Mrd. €, keine Erhöhung der 
Bundesbeteiligung

• z.B. Anspruch auf Kindertages-
betreuungsangebote 2012
750.000 Plätze für unter Dreijährige 
= 12 Mrd. €, davon 4 Mrd. € Bund,  
8 Mrd. € Kommunen

• z.B. Kosten der Unterkunft:
Absenkung des Bundesanteils auf 
durchschnittlich 23,6%,              
2010 zusätzliche Belastung der 
Kommunen 2 Mrd. €
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Dramatischer 
Investitionsstau:

Gesunkene 
Sachinvestitionen

in den kommunalen
Haushalten
1992-2008
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Kommunaler Investitionsbedarf 2006 – 2020Kommunaler Investitionsbedarf 2006 – 2020
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Einnahmenseite:
– breitere Bemessungsgrundlage für Gemeindesteuern, 

insbesondere weniger konjunkturabhängig
– Gewerbesteuer zur Gemeindewirtschaftsteuer weiterentwickeln
– kommunalen Anteil an Einkommens- und Umsatzsteuer erhöhen

Ausgabenseite:
– stärkere Beteiligung des Bundes an Sozialleistungen der 

Kommunen

Grundsätzlich:
– Mitentscheidungsrechte der Kommunen in der 

Steuergesetzgebung
– Bekenntnis zu höheren Steuern für größere Spielräume des 

Staates für Umverteilung und hochwertige soziale Dienste

Alternativen Kommunalfinanzen
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1. Künftig wird jede selbstständige nachhaltige Betätigung, die im Sinne des 
Einkommensteuergesetzes mit der Absicht, Gewinn zu erzielen, unternommen 
wird und sich als Betätigung am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr darstellt, 
mit Ausnahme der Land- und Forstwirtschaft, in die Gemeindewirtschaftsteuer 
einbezogen. 

2. Der Bemessungsgrundlage sind alle Schuldzinsen hinzuzurechnen. Des 
Weiteren sind die Finanzierungsanteile von Mieten, Pachten, Leasingraten und 
die Lizenzgebühren in voller Höhe bei der Ermittlung der Steuerbasis zu 
berücksichtigen. Gewinne und Verluste sind in der Entstehungsperiode
steuerlich geltend zu machen. 

3. Angemessene Freibeträge für kleine Unternehmen und Existenzgründer. Der 
Gewerbeertrag ist bei natürlichen Personen sowie bei Personengesellschaften 
um einen Freibetrag in Höhe von 30.000 Euro, bei juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts um einen Freibetrag in Höhe von 5.000 Euro zu kürzen.

4. Die Gewerbesteuerumlage von den Gemeinden an den Bund wird sofort 
abgeschafft. Die Gewerbesteuerumlage von den Gemeinden an die Länder 
wird, beginnend im Jahr 2011, abgesenkt und fällt schrittweise bis zum Endes 
des Jahres 2015 weg.

Gewerbesteuer zur Gemeindewirtschaftsteuer
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Kabinettsbeschluss zur Einsetzung der Gemeindefinanzkommission vom 24.2.10

Mitglieder
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Kabinettsbeschluss zur Einsetzung der Kommission vom 24.2.10

Die Kommission wird sich mit dem Prüfauftrag des Koalitions-
vertrages befassen und Vorschläge zur Neuordnung der 
Gemeindefinanzierung erarbeiten.

Hierbei wird auch der aufkommensneutrale Ersatz der Gewerbe-
steuer durch einen höheren Anteil an der Umsatzsteuer und einen 
kommunalen Zuschlag auf die Einkommen- und Körperschaft-
steuer mit eigenem Hebesatz geprüft werden.

Dabei hat die Kommission auf die Vermeidung von Aufkommens-
und Lastenverschiebungen insbesondere zwischen dem Bund 
auf der einen und Ländern und Kommunen auf der anderen Seite 
zu achten.

Folie 18
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Gemeindefinanzkommission

Letzter Satz im Protokoll der konstituierenden Sitzung am 
4.3.2010 
"Es könnte befürchtet werden, dass der Bund bereits 
einen Entwurf des Abschlussberichts verfasst, während 
sich die Länder- und Kommunalvertreter in den Arbeits-
gruppen abarbeiten.“

Folie 19
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Das kann für uns nur bedeuten

Die LINKE will die Handlungsfähigkeit der Kommunen durch 
eine umfassende staatliche Finanzreform, eine Neuaufteilung 
des Steueraufkommens und weitreichende Mitbestimmungs-
rechte gegenüber den übergeordneten staatlichen Ebenen 
wiederherstellen und für die Zukunft sichern. 
Aus anderen Parteien, den Gewerkschaften und anderen 
sozialen Bewegungen kommen gleiche oder ähnliche 
Forderungen. 
Zur Durchsetzung dieser Forderungen ist eine große 
Mobilisierungen der Bevölkerung unverzichtbar. 
Die Zeit drängt.

Folie 20


